
Entwurf TFNP 

 

A. Zum Konzept der Planung 

Das der Planung zugrunde liegende Konzept muss den Anforderungen der Rechtsprechung 
entsprechen. Der Entwurf stellt dieses Konzept über drei Stufen zwar unter 3.1 vor, setzt es aber 

trotz unserer bisherigen Hinweis in dieser Richtung nicht "sauber" um. Fraglich ist auch, ob die 
dritte Stufe richtig verstanden und umgesetzt ist (dazu unter 1.5). 

A.I 

Hinsichtlich der harten Tabukriterien scheint das Abstellen auf die fehlende Windhöffigkeit nach wie 
vor problematisch. Einen geltenden Grenzwert, der aus rechtlicher oder tatsächlicher Sicht in einer 

Weise gegen die Darstellung von Flächen spricht, kann die Planung nicht anführen. Wenn man aber 
sogar unter 3.3.15.1 darstellt, dass durchaus auch die Möglichkeit einer anderen Wertung besteht, 
und die fehlende Windhöffigkeit jedenfalls immer auch ein weiches Tabu sein soll, spricht vieles 
dafür, diesen Aspekt von vorn herein als weiches Tabu zu berücksichtigen. Am Planergebnis ändert 
sich nichts. Hinsichtlich des substantiellen Raums könnte man die Abwägung im Sinne einer 
wirtschaftlichen Nutzung ergänzen.  

Die Planung lässt dann aber nicht klar erkennen, welche harten und - vor allem - welche weichen 
Kriterien sie anwenden will und warum diese Kriterien gelten sollen. Man hat den Eindruck, dass 
dieses Vorgehen der angewandten Trichtermethode gezollt ist, die damit ihre Nachteile offenbart.  

So spricht der Entwurf in davon in 3.2.2.1 davon, der WEA-Erlass gebe weitere harte Tabus vor, 
ohne dass der Entwurf, der ausschließlich ergebnisbezogen argumentiert, erkennen lässt, ob er 

diese Kriterien auch übernimmt.  Genau diese Fehler perpetuiert sich dann. In 3.2.2.3 muss man 

schon in den Text der Begründung die Annahmen der Schutzabstände als hartes Tabu 
hineininterpretieren, was von der Begrifflichkeit sicher nicht notwendig ist.  

In 3.2.2.4 lässt der Entwurf dann ausdrücklich offen, wie mit bestimmten Kriterien des 
Vogelschutzes umgegangen werden soll. Die Rechtsprechung verlangt jedoch von einem Konzept 
die klare Trennung zwischen harten und weichen Kriterien - letztlich unabhängig von der Frage, ob 
die Anwendung eines solches Kriteriums für das Ergebnis der Planung von Belang ist.  

Problematisch ist die Darstellung zu 3.2.2.5. Es geht auf der ersten Ebene der Festlegung des 
Kriterienkatalogs und dessen Begründung nicht darum, ob auf die Notwendigkeit geschlossen 
werden könne, "eine Fläche als harte Tabuzone auszuschließen", sondern entscheidend ist, ob in 
Anwendung eines solchen allgemeingültig für das gesamte Plangebiet definierten Kriteriums eine 

Fläche, weil dieses Kriterium zur Anwendung kommt, ausgeschlossen werden muss oder kann. 

Warum man also an einer Stelle der Gliederung, die sich mit den harten Tabus beschäftigt (3.2) 

offen läßt, ob die Kriterien 3.2.2.5 a) bis c) hart oder weich sind, und zugleich festlegt, man werde 
diese bei der Abwägung auf der dritten Stufe berücksichtigen (also NICHT also Tabukriterium), ist 
nicht nachvollziehbar.  

Hochproblematisch sind dann auch die Darstellungen zu den Flächen, auf denen Artenschutz nicht 
überwindbar der Nutzung der Windenergie entgegensteht. Zwar ist der Ansatz richtig, dass in 
einem Nahbereich zu den Horsten der Art Rotmilan nur dann aus rechtlichen Gründen WEA 
betreiben werden können, wenn sichergestellt ist, dass durch Verminderung- oder 
Vermeidungsmaßnahmen die Signifikanzschwelle der Tötungswahrscheinlichkeit nicht überschritten 
wird, oder es einer artenschutzrechtlichen Ausnahme bedarf. Einen Bereich von 1000m um einen 

Rotmilan Horst in einem Dichtezentrum, in dem wirksame Vermeidungsmaßnahmen nicht wirksam 
sein können (nach LUBW Richtlinie), mag man also als hartes Tabukriterium werten. Genau an 
dieser Definition des Kriteriums und an seiner einheitlichen Anwendung jedoch fehlt es unter 

3.2.2.5. 

Ob es mit den vorliegenden Erkenntnissen immer gelingt, die Unvermeidbarkeit des Vorliegens 
eines erhöhten Tötungsrisikos zu belegen, ist zumindest zweifelhaft. Allerdings reicht es auf dieser 
Ebene des Konzeptes dann auch aus, allein das Vorliegen des definierten harten Tabus zu prüfen, 
und nicht darüber hinaus im Sinne einer Potenzialflächenauswahl (S. 22 unten) zu argumentieren.  



Die Verwendung eines harten Tabus Artenschutz ist wie dargestellt problematisch. Deutlicher 

herausgearbeitet werden sollte aber in jedem Fall, warum man gleichzeitig (!) ein weiches Tabu 
1000 m um jeden (Wechsel-)Horst annehmen kann. Die 1000 m sind zudem nur ein Bestandteil 
von mehreren der LUBW Richtlinie zum Schutz des Rotmilans. Dieses Kriterium würde durch 
Nachweis einer nicht-regelmäßigen Nutzung des 1.000m Bereichs bzw. Nachweis von geeigneten 
Vermeidungsmaßnahmen eine Ausnahme nach §45 Abs. 7 BNatSchG zulassen. Bei gleichzeitigem 
Vorliegen eines Dichtezentrums ist diese Ausnahme jedoch nicht möglich. Der Verweis auf das 
nachgewiesene Dichtezentrum (Karte N1) fehlt an dieser Stelle. 

Es wäre grundsätzlich anzuraten, die Argumentation zum Artenschutz im Rahmen der weichen 
Tabukriterien auf der Basis "Dichtezentren" aufzubauen, denn einzelne Horste können aufgrund des 

Baus von Wechselhorsten entstehen, verschwinden oder wechselnd belegt werden. Es ist jedoch 
unbestritten und durch Kartierung der BFL belegt, dass es sich im Großraum der Gebiete Hart, 
Lungholz und Bettenberg durch die Ballung der bestehenden Rotmilan Horste um ein großflächiges 
Dichtezentrum handelt, das die Stadt Dornhan grundsätzlich schützen will. 

Die Annahme eines gut begründeten weichen Tabukriteriums "Dichtezentrum Rotmilan" wird der 
Tatsache gerecht, dass die Planung bei der Betrachtung von einzelnen Horsten immer Gefahr läuft, 
einen punktuellen Zustand zugrunde zu legen, während das Ziel der Planung der Schutz der Art 
sein sollte - nicht nur an dem spezifischen Brutplatz ist, sondern zumindest auch dort, wo sie 
häufig vorkommt. 

Im Zusammenhang sei angemerkt, daß das Dichtezentrum auf dem Bettenberg allein schon durch 
die 4 umliegenden Horste (ohne den Horst auf dem Bettenberg selber) begründet wird, wie in der 

Kartierung von BFL nachgewiesen.  

 

 

A.II 

Bei den weichen Tabus begründet der Entwurf dann zunächst richtig unter 3.3.1 die Entwicklung 
die Vorsorgeabstände zu den Siedlungsbereichen und wendet diese auf das Plangebiet an, das nach 
Abzug der harten Tabus verbleibt. 

Auf Basis der beigefügten Kartierungen kommen wir zum Ergebnis, daß die verbleibende Fläche auf 
dem Bettenberg (Karte 4b) im Dichtezentrum nach LUBW Kriterien (Karte N1) liegt und damit nach 
dem Flächenabzug auf Basis der Vorsorgeabstände (Karte 3b) der Bettenberg komplett 
ausgeschlossen werden müsste. Im Entwurf wird die verbleibende Fläche jedoch erst unter 3.3.2 

(Bündelung von Anlagen) ausgeschlossen. Wir bitten dies nochmals zu überprüfen.  

 

Auch die Festlegung und Anwendung des weichen Tabus Bündelung unter 3.3.2 ist nicht zu 
beanstanden. Wie oben dargestellt, müsste der Bettenberg an dieser Stelle bereits komplett 
ausgeschlossen sein.  

 

A.III 

Dann aber (ab 3.3.3) geht der Entwurf an vielen Stellen einen Weg, der mit einem einheitlichen 
Konzept, welches den Ansprüchen der Rechtsprechung genügt, schwerlich zu vereinbaren ist.  

Er definiert nicht, welche weichen Tabus er städtebaulich für notwendig erachtet, sondern schaut 
nur darauf, ob eine Anwendung auf den Standort 1 „Kaltes Feld“ von Belang sein kann (so bei 
3.3.3; 3.3.4 a) bis c); 3.3.5; 3.3.8 bis 3.3.12).  

Es wird dringend gebeten, zu definieren, welche weichen Tabus noch gelten sollen, dies zu 
begründen und dann auf das gesamte (verbleibende) Plangebiet anzuwenden. Dieser Schritt ist 



nicht überflüssig, auch wenn es im Ergebnis keinen Unterschied gibt. Vielmehr verlangt die 

Rechtsprechung, die Definition und Anwendung einheitlicher Abwägungskriterien nicht zuletzt 
deswegen, damit der Plangeber, wenn er erkennt, dass er der Windenenergie keinen oder nicht 
genügend substantiellen Raum zur Verfügung stellen kann, zurückrudern und an den 
Stellschrauben seines Konzeptes drehen kann. Steht aber nicht fest, wo welche Kriterien greifen, 
ist dieser Weg verstellt und damit wird der gesamte Entwurf angreifbar.  

 

Die Formulierung in vielen Fällen, der Planungsraum (unklar bleibt, ob damit nicht nur der Standort 
1 gemeint ist) sei nicht von einem Belang betroffen, so dass ein weiches Tabu nicht abgeleitet 
werden könne, ist zumindest sprachlich nicht eindeutig. 

Die Stufenfolge der Planung ist verbindlich. 

Die Antragsgegnerin hat im Ausgangspunkt richtig erkannt, dass es den Gemeinden gestattet ist, 
die „weichen“ Tabuzonen nach eigenen städtebaulichen Kriterien zu ermitteln. Ihr Umgriff 
beeinflusst den Umgriff der Potenzialflächen, da diese aus der Subtraktion der („harten“ und 
„weichen“) Tabuflächen von der Gesamtheit der gemeindlichen Außenbereichsflächen resultieren. 
Anhand der vorgegebenen Tabukriterien lässt sich ein Raster bilden, das, über das Gemeindegebiet 
gelegt, die Potenzialflächen herausfiltert. Es kann seine Aufgabe, die Potenzialflächen in ihrem 

Bestand zu erfassen, freilich nur erfüllen, wenn die Tabukriterien abstrakt definiert und einheitlich 
angelegt werden. Für eine differenzierte „ortsbezogene“ Anwendung der Restriktionskriterien, der 
die Antragsgegnerin das Wort redet, ist bei der Ermittlung der Potenzialflächen kein Raum. Die 
Betrachtung der konkreten örtlichen Verhältnisse erfolgt erst auf der nächsten Stufe, nämlich wenn 
es darum geht, für die jeweilige Potenzialfläche im Wege der Abwägung zu entscheiden, ob sich auf 
ihr die Windenergie oder eine andere Nutzung durchsetzen soll. Die Antragsgegnerin beachtet diese 

Stufenfolge nicht. 

BVerwG 4 BN 25.09,15.09.2009 

 

A.IV  

In 3.3.15 gibt der Entwurf zum Ausdruck, dass er auch dann an einem Ausschluss von Flächen 
festhalten will, wenn das Ausschlusskriterium für diese Flächen sich nicht als hartes, sondern als 
weiches Tabu erweist. In dieser Pauschalität ist diese Vorgehensweise nicht unproblematisch. 
Beigefügt ist das Urteil des 2 Senats des OVG NRW vom 06.03.2018. Bitte beachten Sie besonders 
die Urteilsbegründung ab Rn 172.  

Der Plangeber muss sich den Unterschied zwischen harten und weichen Tabukriterien bewusst 
gemacht haben "und warum er diese trotzdem hilfsweise gleichsetzt. Zugleich muss er festhalten, 

aus welchen rechtfertigenden Gründen er diese Kriterien wenigstens zu den weichen Kriterien 
gezählt hat."  

Das weiche Tabu ist also kein Selbstläufer als Auffangbecken für fehlerhaft angenommene harte 

Tabus, so dass man planerisch erwägen sollte, auf harte Tabus nur gut begründet abzustellen.  

 

A.V.  

Der Abwägungsschritt auf Ebene der dritten Stufe (3.4) ist wenig nachvollziehbar. 

Nach Abzug der harten und weichen Tabuzonen bleiben sog. Potenzialflächen übrig, die für die 
Darstellung von Konzentrationszonen in Betracht kommen. Sie sind in einem weiteren 
Arbeitsschritt zu den auf ihnen konkurrierenden Nutzungen in Beziehung zu setzen, d.h. die 
öffentlichen Belange, die gegen die Ausweisung eines Landschaftsraums als Konzentrationszone 
sprechen, sind mit dem Anliegen abzuwägen, der Windenergienutzung an geeigneten Standorten 

eine Chance zu geben, die ihrer Privilegierung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB gerecht wird .  



BVerwG, Beschluss vom 15.09.2009, s. o. 

Es findet so eine Potentialflächenauswahl statt. Verbleibt hingegen nur eine Fläche (wie in diesem 
Fall das „Kalte Feld“), bleibt für eine Auswahl kein Raum. Der Plangeber mag also (gleichsam 

sicherheitshalber) noch einmal prüfen, ob andere, zuvor nicht in Betracht gezogene Aspekte so 
schwer wiegen, dass sie an dieser Stelle die Privilegierung der Windenergie überwinden. Wenn dies 
der Fall wäre, müsste er die Stellschrauben seiner Abwägung neu justieren. Warum aber das 
Konzept so weit gehen muss, die verbliebene Potentialfläche "hinsichtlich ihrer Eignung und 
Umweltverträglichkeit einer konkreten standortbezogenen Prüfung zu unterziehen", erschließt sich 
nicht.  

Flächen, die tatsächlich oder rechtlich nicht dargestellt werden können, sind bereits auf der ersten 
Stufe ausgegrenzt - eine Planung kann mithin auf Ebene der Potentialflächenauswahl denklogisch 
nicht mehr an fehlender Erforderlichkeit scheitern (anders aber die Darstellung unter 3.4, S. 35 

unten). Nicht umsonst wirken die Betrachtung zu 3.4.1 wenig nachvollziehbar und zugleich wenig 
notwendig - zu einer Veränderung der Fläche (3.4.1.7) können sie nach unserem Verständnis 
ohnehin nicht führen. 

Es wird dringend angeregt, die Umsetzung eines Konzeptes auf diese Stufe zu prüfen und die 3. 
Stufe – wenn erforderlich – dann wie vom BVerwG auch in weiteren Entscheidungen angesprochen, 
vorzunehmen, um Planungsfehler zu vermeiden.  

 

A.VI  

 

In der Begründung zum substantieller Raum unter 4. ergänzt der zweite Absatz auf Seite 41 

logisch den vorletzten Absatz auf Seite 40 und sollte daher umgestellt werden. Außerdem muss 
hier auf Ziffer 3.3.1 (Vorsorgeabstände) verwiesen werden. 
 
Im dritten Absatz auf Seite 41 sollte auf den aktuellen Stand der Genehmigungen bzw. Stand der 
Ausschreibungsverfahren Bezug genommen werden.  
 

 
UMWELTBERICHT 

  
 
B. Zum Umweltbericht grundsätzlich 
 

Der Umweltbericht stellt eine wesentliche Grundlage im Rahmen der Bauleitplanung dar. Daher 
muss die Argumentation in beiden Dokumenten auf Basis der bestehenden Faktenlage kongruent 

sein. Dies ist nicht der Fall und damit ein wesentlicher Schwachpunkt des vorliegenden 
Umweltberichts.  
 
Es ist verwunderlich, warum das Büro Gfrörer eine historische Abhandlung von Gutachten und 
Stellungnahmen aufführt und anstatt einer Schlussfolgerung, nur auf die verschiedenen Gutachten 

verweist.  
 
Im Rahmen eines professionellen Umweltberichts sollte eine faktenbasierte Darstellung der 
relevanten Sachverhalte vorgenommen werden. Dazu muss sich das erstellende Büro der 
vorliegenden Quellen in der Art bedienen, dass der resultierende Umweltbericht eine belastbare 
Basis für die Begründung der Bauleitplanung bildet.  
 

Für die Bewertung der vier möglichen Konzentrationszonen ist auf Basis der LUBW Richtlinien allein 
das Gutachten der BFL heranzuziehen (wie vom RP bestätigt). Des Weiteren geben die LUBW 
Richtlinien zur Bauleitplanung eindeutig vor, nach welcher Methodik eine artenschutzrechtliche 

Prüfung vorzunehmen ist und welche Kriterien insbesondere für den Rotmilan anzuwenden ist 
(siehe dazu 1.1).  
 

 
 
 



B.I 

 
In den Punkten 2.2.1, 2.2.2 und 2.2.3 fehlt die umfassende Begründung des Ausschlusses der 
Flächen Hart, Lungholz und Bettenberg auf Basis §44 Abs. 1 und §45 Abs. 7 BNatSchG, wie er in 
der Begründung des Entwurfs im Rahmen der harten Tabukriterien aufgeführt wird bzw. werden 
sollte. Darauf hatte auch schon die letzte Stellungnahme des RP Freiburg verwiesen.  
 
 

B.II 
 
Wie schon zum TFNP angemerkt, sollte auf S.3 der aktuelle Status der genehmigten und dem 
Stand der Ausschreibungsverfahren dargestellt werden. 
  
 

B.III  

 
2. Die Quellenangaben zu den Dichtezentren Kartierungen N 1-4 stimmen nicht, diese wurden vom 
Büro BFL im Jahr 2018 auf Basis des Gutachtens 2015/16 erstellt. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 


